
Vor 35 Jahren begann mein „akustisches“ Berufsleben in der Bauverwaltung 
der Freien und Hansestadt Hamburg. Dies war just die Zeit, in der die deutsche 
Politik versuchte, ein Gesetz zum Schutz vor Verkehrslärm von Straßen und 
Schienenwegen (Verkehrslärmschutzgesetz) auf den Weg zu bringen. Dies ist 
ihr damals nicht gelungen und bedauerlicherweise auch später nicht. Die dafür 
maßgeblichen Gründe waren und sind vielfältig. Meist stand aber die Finanzier-
barkeit – vornehmlich die der Lärmsanierung bestehender Straßen und Schie-
nenwege – im Vordergrund. Zudem wurde vorgebracht, dass es keinen allseits 
akzeptierten Ansatz zum Umgang mit Mehrfachbelastungen insbesondere durch 
Verkehrswege unterschiedlicher Baulast- und Verkehrsträger gebe. 

Über drei Jahrzehnte später wird immer noch über Mehrfachbelastungen – und 
den korrekten Umgang damit – diskutiert. Dies geschieht hauptsächlich dann, 
wenn es um die Umsetzung und Finanzierung von Lärmminderungsmaßnah-
men im Rahmen der Lärmaktionsplanung nach der Umgebungslärmrichtlinie 
(Richtlinie 2002/49/EG) geht. Dazu sollte man jedoch wissen, dass der Deutsche 
Bundestag bereits 1980 im Entwurf des Verkehrslärmschutzgesetzes über das 
Zusammentreffen mehrerer Verkehrslärmquellen und die daraus resultierende 
Verteilung der Kosten auf unterschiedliche Baulastträger nachgedacht hat.

Diesen immer noch aktuellen Gedanken griff Dr. Gisela Splett auf, als sie  
2011 Staatssekretärin im Ministerium für Verkehr und Infrastruktur sowie 
Lärmschutzbeauftragte der Landesregierung Baden-Württemberg wurde. Sie 
beauftragte Dr. Udo Weese aus ihrem Hause, das Thema neu anzugehen. Dieser 
verstand es sehr vorausschauend, den juristischen Sachverstand von Prof. Dr. 
Dominik Kupfer und Dr. Felix Hornfischer mit der akustischen Erfahrung des 
Autors dieses Vorwortes zu verknüpfen. Deren gemeinsame Überlegungen zu 
einem praxisnahen und ergebnisorientierten Umgang mit Mehrfachbelastun-
gen wurden von Margit Bonacker und Dr. Eckhart Heinrichs um Aspekte der 
Öffentlichkeitsbeteiligung und der Verkehrsplanung fruchtbringend ergänzt. 
Aus dieser gemeinsamen Anstrengung entstand das Konzept des „Koopera-
tiven Managements der Lärmsanierung“, das in diesem Buch vorgestellt und 
vertieft wird.

Stellvertretend für die Herausgeber bedanke ich mich bei allen Mitdenkenden 
und -schreibenden, die uns sehr geholfen haben, unsere Ansätze für ein „Ko-
operatives Management der Lärmsanierung“ entwickeln, vertiefen und auf-
schreiben zu können.

Hamburg, im September 2014

Christian Popp

Vorwort
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